
Sächsischer Landtag 
8. Wahlperiode 

Antrag 

der Fraktion BSW 

Corona-Wirtschaftshilfen - Vertrauensschutz gewährleisten,  
Rechtssicherheit schaffen und unbillige Härten vermeiden 
 

Der Landtag möge beschließen, 
 
I. Der Sächsische Landtag stellt fest, dass 
 

1. die während der Corona-Pandemie angeordneten Betriebsschließungen, Kontaktbe-
schränkungen und sonstigen Schutzmaßnahmen zahlreiche Unternehmen, Selbst-
ständige und Angehörige der freien Berufe im Freistaat Sachsen in ihrer wirtschaftli-
chen Existenz bedrohten; 

 
2. die Empfänger die Corona-Wirtschaftshilfen im Vertrauen auf die bei Antragstellung 

für sie erkennbaren Fördervoraussetzungen, Hinweise und Erklärungen der Bewilli-
gungsstellen beantragten, auf dieser Grundlage wirtschaftliche Entscheidungen tra-
fen und die Förderbedingungen im Bewilligungszeitraum und danach wiederholt ge-
ändert und/oder konkretisiert wurden; 

 
3. Vertrauen in staatliches Handeln voraussetzt, dass sich Bürger und Unternehmen 

auf die zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme von staatlichen Leistungen und Ange-
boten für sie erkennbaren Regelungen verlassen können; 

 
4. bestehende Härtefallregelungen wichtige Hilfen darstellen, ihre Ausgestaltung jedoch 

insbesondere für Betroffene überprüft werden muss, deren wirtschaftliche Existenz 
durch die Pandemie dauerhaft beeinträchtigt wurde. 

 
II. Die Staatsregierung wird aufgefordert, 
 

1. aus den in den Urteilen des Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg1 sowie des 
VG Köln2 für die dort betroffenen Fallkonstellationen bei Rückforderungen aufgrund 
von Corona-Wirtschaftshilfen aufgestellten Rechtsgrundsätzen Handlungsanweisun-
gen für die Endabrechnungen und Rückforderungsverfahren im Freistaat Sachsen 
zu entwickeln; 

2. für noch nicht abgeschlossene Rückforderungsverfahren folgende Maßstäbe anzu-
wenden: 

 
1 Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, Urteil vom 08.102025, Az. 14 S 1869/24. 
2 Verwaltungsgerichts Köln, Urteil vom 06.12.2024, Az.16 K 703/24. 
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a) Endabrechnungen und Rückforderungsentscheidungen erfolgen nach den im je-
weiligen Bewilligungsbescheid hinreichend bestimmt festgelegten Förderbedin-
gungen; 

b) nachträgliche Änderungen der Verwaltungspraxis oder Auslegungen werden nicht 
zulasten der Antragsteller angewendet; 

c) bei der Endabrechnung werden alle im Förderzeitraum tatsächlich angefallenen 
und nach den maßgeblichen Förderbedingungen förderfähigen Ausgaben berück-
sichtigt sowie förderfähige Ausgaben, welche ursprünglich höher oder anders 
prognostiziert wurden, nicht allein wegen der abweichenden Prognose ausge-
schlossen; 

d) die im Freistaat Sachsen verwendeten Formulare, Antragsverfahren und Bewilli-
gungsbescheide daraufhin zu überprüfen, ob der Förderzweck und Förderzeit-
raum, die Berechnung des Liquiditätsengpasses sowie eine mögliche Rückzah-
lungspflicht hinreichend bestimmt geregelt waren; 

 
3. zu prüfen, ob bei sinngemäßer Anwendung der Ziff. II.2. bereits bestandskräftige 

Rückzahlungsbescheide hätten nicht ergehen dürfen oder Rückzahlungen hätten 
nicht erfolgen müssen; 

 
4. zu prüfen, wie Rückzahlungen, welche infolge von Bescheiden erfolgt sind, bei denen 

die Prüfung gem. Ziff. II. 3. positiv verläuft, erstattet werden können; 
 

5. bis zum Abschluss der Überprüfung nach Ziff. II.3. bei noch nicht bestandskräftigen 
Rückforderungsbescheiden auf Vollstreckungsmaßnahmen zu verzichten, soweit 
keine vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Falschangaben vorliegen; 

 
6. die bestehenden sächsischen Härtefallregelungen zu evaluieren und zu prüfen, ob 

bei Härtefallprüfungen die Einkommens- und Vermögensverhältnisse des Förderzeit-
raums zugrunde gelegt werden können, anstatt auf die aktuelle wirtschaftliche Situ-
ation abzustellen; 

 
7. zu prüfen, ob Aufwendungen für den notwendigen Lebensunterhalt während des För-

derzeitraums im Rahmen der Härtefallprüfung berücksichtigt werden können, soweit 
hierfür keine Leistungen nach dem SGB II oder SGB XII bezogen wurden; 

 
8. sich gegenüber der Bundesregierung und im Bundesrat dafür einzusetzen, dass im 

gesamten Bundesgebiet eine der Ziff. II.1. und II.2. entsprechende Verwaltungspra-
xis für die Rückzahlung der Corona-Wirtschaftshilfen etabliert wird; 

 
9. dem Sächsischen Landtag bis zum 31. März 2027 einen Bericht vorzulegen über: 

a) den Stand der Endabrechnungen der Corona-Wirtschaftshilfen; 
b) die Zahl der Empfänger der Soforthilfe 2020, die zur Rückmeldung aufgefordert 

wurden; 
c) die Zahl und das Volumen freiwilliger vollständiger und teilweiser Rückzahlungen; 
d) die Zahl und das Volumen der Rückforderungsbescheide sowie die Zahl der Wi-

derspruchs- und Klageverfahren; 
e) die beim Soforthilfe-Zuschuss Bund 2020 verwendeten Fassungen der Bewilli-

gungsbescheide und die darauf jeweils entfallenden Fallzahlen; 
f) die Zahl der bis zum Abschluss der Überprüfung ausgesetzten Vollstreckungsver-

fahren; 
g) die Inanspruchnahme und die Ergebnisse der Evaluation der Härtefallregelungen; 
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h) die Ergebnisse der Prüfung bestandskräftiger oder bereits zurückgezahlter Fälle 
sowie mögliche Erstattungen; 

i) den daraus abgeleiteten weiteren Handlungsbedarf. 
 
 
 
Begründung 
 
Die Corona-Wirtschaftshilfen wurden in einer außergewöhnlichen Krisensituation unter er-
heblichem Zeitdruck entwickelt. Der Staat hat hier in schwierigen Zeiten Unternehmen, 
Selbstständigen und Angehörigen der freien Berufe Hoffnung gegeben und wirtschaftliche 
Perspektive geboten. 
Den Umständen dieser komplexen Situation geschuldet, mussten Anträge vielfach auf der 
Grundlage wirtschaftlicher Prognosen und unter hohem Zeitdruck gestellt werden. Maßgeb-
lich für die Antragsteller waren die damals für sie erkennbaren Förderbedingungen. 
 
Unser Staat muss – möchte er das ihm entgegengebrachte Vertrauen nicht enttäuschen – 
sich nun daran messen lassen, ob Förderzweck, Berechnungsmaßstab und Rückzahlungs-
pflichten in den jeweiligen Bewilligungsbescheiden hinreichend bestimmt geregelt waren. 
Der Landtag kann mit diesem Antrag Verantwortung übernehmen und dafür Sorge tragen, 
dass die Verwaltungspraxis die neuere Rechtsprechung einheitlich beachtet. 
 
Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg hat mit rechtskräftigem Urteil vom 8. Ok-
tober 2025, Az. 14 S 1869/24, wesentliche Maßstäbe für die Rückforderung von Corona-
Soforthilfen formuliert. Danach kommt es entscheidend auf den im konkreten Bewilligungs-
bescheid bestimmten Förderzweck und auf die darin wirksam einbezogenen Regelungen 
an. Eine im Nachhinein entwickelte Verwaltungspraxis kann einen unklaren Bewilligungsbe-
scheid nicht zulasten der Empfänger korrigieren. Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Würt-
temberg hat außerdem klargestellt, dass nachträglich vorgelegte Unterlagen nicht von vorn-
herein unberücksichtigt bleiben dürfen. 
Obgleich diese Entscheidungen für den Freistaat Sachsen keine unmittelbare Bindungswir-
kung entfaltet, gibt sie Anlass, die in sächsischen Verfahren verwendeten Maßstäbe umfas-
send zu überprüfen.  
Aktuell führt die Sächsische Aufbaubank ein Rückmeldeverfahren zur Soforthilfe 2020 
durch. Vor weiteren belastenden Bescheiden muss daher geklärt werden, ob die heute an-
gewandten Berechnungsmaßstäbe in den jeweiligen Bewilligungsbescheiden hinreichend 
bestimmt festgelegt oder wirksam in diese einbezogen waren. 
Auch die Frage der Verjährung darf weder pauschal bejaht noch pauschal ausgeschlossen 
werden. Das Urteil des Verwaltungsgerichts Köln vom 6. Dezember 2024, Az. 16 K 703/24, 
betraf eine besondere Fallgestaltung mit einer Verzichtserklärung und der Bekanntgabe ei-
nes Rückforderungsbescheids.  
 
Bei den übrigen Corona-Wirtschaftshilfen führt die Endabrechnungspraxis teilweise zu Un-
gleichbehandlungen. Antragsteller, die ihre förderfähigen Ausgaben vorsichtig prognosti-
zierten, dürfen nicht allein deshalb schlechter gestellt werden als Antragsteller mit höheren 
Prognosen. Maßgeblich müssen die tatsächlich angefallenen und nach den einschlägigen 
Förderbedingungen berücksichtigungsfähigen Ausgaben sein. 
Besonders problematisch ist zudem die Ausgestaltung der Härtefallregelungen. Unterneh-
men oder Selbstständige, die ihre Tätigkeit infolge der Pandemie aufgeben mussten und 
inzwischen einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nachgehen, können trotz er-
heblicher pandemiebedingter Nachteile ausgeschlossen werden, wenn ausschließlich auf 
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ihre heutige wirtschaftliche Situation abgestellt wird. Auch Aufwendungen für den notwendi-
gen Lebensunterhalt im Förderzeitraum müssen in die Prüfung einbezogen werden können, 
soweit keine existenzsichernden Sozialleistungen bezogen wurden. 
Ziel des Antrags ist nicht, berechtigte Rückforderungen zu verhindern oder vorsätzliche 
Falschangaben zu schützen.  
 
Ziel ist eine einheitliche, transparente und rechtssichere Verwaltungspraxis, die berechtigtes 
Vertrauen in den Staat stütz. Wenn Rückforderungen auf unklaren Förderbedingungen und 
nachträglichen Auslegungen beruhen oder unbillige Härten verursachen, muss der Staat 
korrigieren. 
 
 
 
 
 
Ronny Kupke, MdL 
BSW-Fraktion 
i. V. Jens Hentschel-Thöricht, MdL 
BSW-Fraktion 
 
 


